MULTIKULTI war 
ein Programm gegen 
Gott und die Natur 


»Der göttliche Baumeister der 
Erde hat die Menschheit nicht 
geschaffen als ein allgemeines 
Ganzes. Er gab den Völkern 
verschiedene Bilutströme; er 
gab ihnen als Heimat Länder 
verschiedener Natur.« 

Gustav Stresemann, deutscher Reichskanzler 


»Jedes Volk hat sein eigenes 
Wesen und seine eigene Ge- 
stalt. Jedes Volk steht in seiner 
eigenen Art und darf keinem 
Untertan sein. Jedes Volk hat 
seinen natürlichen Ort und sei- 
nen Anspruch, da zu leben.« 

Martin Buber, Philosoph jüd. Glaubens 


»Ich glaube, daß die Mensch- 
heitsentwicklung ihre vollkom- 
menste Form im Volk erreicht 
und dessen Auflösung den in 
der Volksliiebe gebundenen 
persönlichen Egoismus wieder 
frei macht und auf seine nack- 
teste Form zurückschraubt.« 

Walter Flex, deutscher Dichter 


»Die Nationen bedeuten den 
Reichtum der Menschheit. 
Selbst die geringste Nation 
birgt eine eigene Facette des 
göttlichen Entwurfs in sich.« 

Alexander Solschenizyn, Nobelpreisträger 


Heute haben wir die Folgen 
der Mißachtung dieses Wis- 
sens, dieser Gesetze und 
Rechte durch die Politik der 
Umerziehung auszubaden - 
vom Verlust des Heimatgefühls 
im eigenen Land über Egois- 
mus und Zukunftsangst bis hin 
zur dadurch bedingten Gebur- 
tenarmut. 
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Späte Erkenntnis eines Ministerpräsidenten: 


»Eine Multikulti- 
Gesellschaft funk- 
tioniert nirgendwo 
auf der Welt« 


NRW-Ministerpräsident Rüttgers muß wohl 
die Februar-Ausgabe der UN gelesen haben! 


»Eine Multikulti-Gesellschaft, 
eine Gesellschaft mit Paral- 
lelgesellschaften, funktioniert 
nirgendwo auf der Welt. 


Deshalb brauchen wir in 
Deutschland klare Spielre- 
geln, die alle Einwanderer ak- 
zeptieren müssen. Es ist nicht 
zu akzeptieren, wenn Men- 
schenrechte ignoriert werden, 
wenn Meinungsfreiheit oder 
Frauenrechte nicht beachtet 
werden. 


Wer das nicht will, muß un- 
ser Land verlassen.« 


aus einer Rede von Jürgen Rüttgers, 
It. WAZ vom 23.2.2006 


Fünf nach 12 
werden sie wach: S.3 


Recht und Justiz 


Ausgabe 1/2006 


Iran: Die Weltherrscher 
rüsten zum Erstschlag S.9 


S. 5-8 


Grünes Licht für den 


nächsten Angriffskrieg? S.10 


UN 3/2006 - Seite 2 


Das offene Wort 


»Ehe abschaffen - 
Monogamie ist keine 
Lösung!« 


Wie weit das kollektive Irresein 
durch die Umerziehung und Zer- 
störung aller Werte bei manchen 
jungen Deutschen schon fortge- 
schritten ist, zeigt eine program- 
matische Erklärung der Jugendor- 
ganisation der Bundestagspartei 
»Bündnis 90/Die Grünen«. 


Die »Grüne Jugend fordert laut 
»Westfalenblatt« vom 2.3.2006 
die Abschaffung der traditionellen 
Ehe. 


Diese Lebensform sei »über- 
holt«, heißt es in einer program- 
matischen Erklärung unter dem 
Titel »Monogamie ist keine Lö- 
SUNg«. 


Das herkömmliche Bild von 
Kleinfamilie und Familie — also 
Vater, Mutter, Kind(er) — werde 
den heutigen Bedürfnissen und 
Vorstellungen der Menschen nicht 
mehr gerecht. Diese wünschten 
sich vielmehr »Beziehungen auf 
Zeit, Beziehungen mit mehr als 
einer Person sowie Freundschaf- 
ten mit Sex«. 


Die Liste derer, die durch Veren- 
gung des gesellschaftlichen Leit- 
bildes auf Zweier-Ehe und Klein- 
familie in ihrer Entfaltung massiv 
behindert würden, werde immer 
länger. Vor allem Frauen und Ho- 
mosexuelle würden dadurch be- 
nachteiligt. 


Im »Grundgesetz für die Bun- 
desrepublik Deutschland« heißt 
es unter Artikel 6: »Ehe und Fa- 
milie stehen unter dem besonde- 
ren Schutz der staatlichen Ord- 
nung.« 


Man darf gespannt sein, ob die 
staatlichen Organe diese »staatli- 
che Ordnung« gegenüber solchen 
grundgesetzwidrigen Bestre- 
bungen gebührend verteidigen 
— zumindest durch die Streichung 
einiger Millionen Euro, die diese 
Partei aus Steuergeldern für ihre 
Propaganda erhält. 


Sabine Möller 


Unabhängige Nachrichten : Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


Die Konflikteverschärfensich 


Der »Berliner Kurier« berichtete 
am 3.3.2006: 


»Volksverhetzung - 
Deutschen-Hass 
an Schule« 


»Berlin — Es gibt offenbar Orte in 
Neukölln, da ist es gefährlich, kein 
Türke oder Araber zu sein. 


„Tötet die Scheiß-Deutschen!“ 


Dieser Satz fiel jetzt in der Hein- 
rich-Mann-Oberschule (Gerlinger 
Straße, Buckow, 650 Schüler) und 
sorgt für Entsetzen bei Lehrern, El- 
tern und der Polizei. Die ermittelt 
inzwischen wegen „Volksverhet- 
zung“ gegen etwa 40 Ausländer. 


Im Pausenraum war die Gruppe 
mit Lisa D. (16), Tamara H. und 
Jennifer L. in Streit geraten. In 
dessen Verlauf war die Todesdro- 
hung ausgesprochen worden. Aus 
Angst zeigten die Mädchen die Tat 
an. 


Bei der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) läuten Alarmglocken. GdP- 
Chef Eberhard Schönberg: „Der 
Wortwechsel und die schon lange 
bekannten Kiezprobleme machen 
klar, daß Quotenausländer bei der 
Polizei keine vernünftige Integrati- 
onspolitik ersetzen.“« 


»Unkontrollierbare 


Auseinandersetzungen« 


Hintergrund der Kritik des GdP- 
Vorsitzenden ist der Plan der in 
Berlin regierenden Multikulti-Par- 
teien, mehr Polizeibeamte türki- 
scher Abstammung einzustellen, 


SPIEGEL DER ZEIT 


damit diese sich mit der Mehr- 
heit der Bevölkerung in manchen 
Stadtvierteln besser verständigen 
können. 


Daß dies ein hilfloses Bemühen 
bleiben wird, hat gerade die Mi- 
grationsforscherin Necla Kelek in 
einem beachtenswerten FOCUS- 
Gespräch (Nr. 11/2006, S. 44-46) 
dargelegt: 


»Es ist eine Parallelwelt entstan- 
den, in der eine ganz andere Vor- 
stellung von Gesellschaft herrscht 
als bei uns. (...) Ich sage voraus: 
All jene, die weiterwursteln und al- 
les mit vermeintlicher Armut, Kultur 
und Religion entschuldigen, wird 
die Realität schon bald einholen.« 


Vorausschauende Politiker haben 
(u.a. in den Unabhängigen Nach- 
richten) vor diesen Folgen der seit 
Jahrzehnten verantwortungslosen 
Zuwanderungspolitik schon seit 
langem gewarnt und wurden dafür 
als »ausländerfeindlich« mit Straf- 
verfahren verfolgt. 


Und auch Wissenschaftler war- 
nen — von den herrschenden Par- 
teien leider unbeachtet — vor der 
weiteren Entwicklung: 


Prof. Faruk Senn, Leiter des Zen- 
trums für Türkeistudien in Essen, 
erklärte im letzten Jahr (vgl. UN 
5/2005), die Politik habe die Di- 
mension des Problems noch gar 
nicht erkannt. Schon kleine Vor- 
fälle könnten zu unkontrollierbaren 
Auseinandersetzungen zwischen 
Türken und Deutschen führen. 

Der Ruf »Tötet die Scheiß- 
Deutschen« sollte für die Poli- 
tik Anlaß sein, sich endlich von 
den Multikulti-Träumereien der 
»Bereicherung durch Zuwande- 
rung« zu verabschieden. 


ZUM WEINEN 


Keine Sorge 
vor Kinderarmut! 


Wenn künftig Koalabären im Zoo 


zu wenig Nachwuchs kriegen 
sollten, ersetzen wir diese ein- 
fach durch Ameisenbären. Bären 
sind schließlich Bären. 


Werner Braun 
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Fünf nach 12 werden sie wach ...! 
Alarm wegen Geburtenrückgang 


BEVÖLKERUNG / Auch in NRW sinkt die Zahl der Neugeborenen - jedoch von Stadt zu Stadt sehr unterschiedlich. 
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»Die dramatisch sinkende Zahl von Geburten in Deutschland sorgt für Unruhe bei Wissenschaftlern 
und Politikern. Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen (CDU) sagte gestern: „Die hohe Kin- 
derlosigkeit muß uns alarmieren.“« 


»Eine Zeitbombe« 


tönt es in den Massenmedien. 
Man kann nur staunen! 


Wissenschaftler und volksbe- 
wußte Politiker haben seit mehr 
als 30 Jahren vor der sich seit 
1972 abzeichnenden Zeitbom- 
be gewarnt, während Schröder, 
der Kanzler der rot-grünen Re- 
gierungsperioden, noch bei sei- 
nem Antritt alle Familienpolitik 
geringschätzig als »Gedöns« 
abtat. 


Nun überbieten sich die Me- 
dien mit Schlagzeilen: Die Zahl 
der Geburten ist in der Bundes- 
republik Deutschland im Jahr 
2005 so stark gesunken wie 
seit 15 Jahren nicht mehr. Nach 
Angaben des Statistischen Bun- 
desamtes kamen weniger als 
676.000 Kinder zur Welt. 2004 
waren es noch 706.000, die 


steigenden Kinderzahlen der 
»Neuen Inländer« (so eine neue 
Worterfindung der SPD) einge- 
schlossen. 


Die höchste Geburtenzahl 
wurde im Nachkriegsjahr 
1946 gezählt, in dem in allem 
Elend, aber hoffnungsfroh auf 
die Zukunft, 922.000 Deutsche 
geboren wurden. Der Grund: 
Damals waren wir noch ein 
gesundes Volk! 


Die alliierten Umerzieher und 
in ihrem Gefolge die Deutschen 
Nachkriegspolitiker haben durch 
die Zerstörung aller bisherigen 
Grundsätze und Werte aus dem 
trotz der Kriegskatastrophe le- 
benskräftigen Volk eine kaputte 
Gesellschaft ohne Zukunftsper- 
spektiven gemacht. Unter Ver- 
meidung des Wortes »Umerzie- 
hung« spricht der Herausgeber 
der Frankfurter Allgemeinen 


»NEUE RUHR ZEITUNG« 15. März 2006 


(FAZ) das heute ganz Öffentlich 
aus. In einem vom »Spiegel« 
Nr. 10/2006 veröffentlichten 
Gespräch stellte er als Ursache 
des Geburtenschwundes fest: 


»Wir wurden 
umprogrammiert«. 


Mit dem Weg in die Ich-Ge- 
sellschaft hätten wir »an einem 
Programm herumgefingert und 
damit einen biologischen Gau 
ausgelöst, der sich noch gar 
nicht abschätzen läßt«, gibt der 
FAZ-Herausgeber heute zu. 


Wir wissen das schon lange. 
Weder mit mehr Kindergeld 
noch mit Steuerfreibeträgen 
oder Kinderhorten ist das 
Aussterben unseres Volkes 
zu stoppen, sondern nur mit 
einer radikalen Wende hin zu 
einer nationalen Politik! 


DIE FRÜCHTE DER UMERZIEHUNG 
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FR 


Gerne! Dann 


aber richtig! 


Wofür Geld da ist: 


»Kanonen statt Butter!« 
Ältere Deutsche erinnern sich be- 
stimmt noch an solche Parolen. 
Heute könnte man sagen: 


»Patronen statt Renten!« 
Für die »Verteidigung unserer 
Freiheit am Hindukusch« (so der 
ehemalige Verteidigungsminister 
Struck) erhielt die Bundeswehr für 
den Einsatz in Afghanistan im Be- 
richtszeitraum vom 22.4.2002 bis 
zum 18.11.2005 nach Angaben 
laut Staatssekretär Pflüger (Zitiert 
in »Zeitfragen«, Zürich), aus deut- 
schen Steuermitteln folgende Muni- 
tionsmengen: 


1.810.470 
954.320 
705.000 
103.180 

54.800 
50.016 
33.811 


Patronen 5,56 mm 
Patronen 7,62 mm 
Patronen 9,00 mm 
Patronen 4,6 mm 
Patronen 20 mm 
Patronen 40 mm 
Spreng- und Zündmittel 
Kartuschen 20.920 
Handgranaten 6.854 
Panzerfaust 3 406 
Lenkflugkörper 361 
Granaten 218 


Angesichts solcher kriegswichtigen 
Ausgaben zur Verteidigung unserer 
Freiheit ist die geplante Rentenkür- 
zung und Mehrwertsteuererhöhung 
doch wohl einzusehen! 

Und die Dachdecker sollten Ver- 
ständnis dafür aufbringen, daß sie 
für solch hohe Ziele eben bis 67 
aufs Dach steigen müssen. 

Oder alle zusammen müßten die- 
sen Bundestagsparteien endlich 
aufs Dach steigen! 
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n?| Rente erst mit 67? 


Auf die Dächer, Ihr Regierenden! 


RENTE MIT 67 

2000 Dachdecker 
demonstrieren in Köln 

Rund 2000 Dachdecker aus ganz 
Deutschland haben gestern in 
Köln gegen die Rente mit 67 de- 
monstriert. Die IG Bau hatte zu 
der Kundgebung aufgerufen. Vor- 
standsmitglied Rolf Steinmann be- 
zeichnete die Rente mit 67 als 
„Rentenkürzung durch die Hinter- 
tür“. Ein Dachdecker gehe heute 
im Durchschnitt mit 58 Jahren in 
Rente und sei dann „körperlich ka- 
putt“. Es sei keinem Dachdecker 
zuzumuten, noch mit 67 Jahren 
über den Dachfirst zu klettern. 


Welt am Sonntag, 19.2.2006 


Länger arbeiten und 
weniger Rente beziehen: 


Mit diesem genialen Rezept will 
die große Koalition der Versager- 
Parteien, die von 1982 — 1993 
(CDU/CSU) und von 1998 — 2005 
(SPD) verschuldet haben, daß 
die Bundesrepublik Deutschland 
heute »praktisch pleite« ist (siehe 
UN 11/05, S. 3), die geplünderten 
Sozialkassen wieder füllen. 


Doch das laut gepriesene Sa- 
nierungskonzept ist keine Re- 
form, sondern ein Armutszeugnis 
hochbezahlter »Experten«, die 
mit gesicherter Beamten-Pensi- 
on solche Vorschläge austüfteln, 
und eine Schamlosigkeit der Ab- 
geordneten und Regierungsmit- 
glieder mit horrenden Altersbe- 
zügen, die solches entscheiden. 


Eiskalt und phantasielos möch- 

ten sie bei jenen sparen, deren 
Beiträge unsere Politiker jahr- 
zehntelang für alle möglichen 
versicherungsfremden Leistun- 
gen im In- und Ausland verteilt 
haben. 


Erschreckend wirklichkeits- 
fremd ignorieren diese »Refor- 
mer« die Lage älterer Arbeitneh- 
mer in den Betrieben und die 
Erfordernisse auf dem Arbeits- 
markt. 


Wie groß sind denn die Chan- 
cen »freigestellter« Fünfzig- 
jähriger, deren Arbeitgeber 
ihre Produktion und Dienst- 
leistungsaufträge in die Billig- 
lohnländer verlagern? 


Wo sollen die Fliesenleger, 
Anstreicher und Bauarbeiter 
denn Arbeit finden, deren Be- 
triebe wegen der zunehmen- 
den Billig-Konkurrenz osteu- 
ropäischer Anbieter aufgeben 
müssen? 


Frau Merkel und die CDU wol- 
len sich von der SPD-Parole der 
»sozialen Gerechtigkeit« ab- 
setzen und arbeiten an einem 
Programm für »neue Gerechtig- 
keit«. 


Wenn diese »neue Gerech- 
tigkeit« darin besteht, die nicht 
mehr vermittelbaren Fünfziger 
und Sechziger nach spätestens 
zwei Jahren zu neuen Sozial- 
hilfeempfängern zu erniedri- 
gen, dann besten Dank! Man 
braucht schon eine Menge 
»Mut zu Reformen« für einen 
derart unverfrorenen Renten- 
betrug! 


Jedermann weiß, daß kaum 
einer bis 67 in Arbeit und Brot 
bleiben wird. Das ganze ist also 
nichts anderes als eine planmä- 
Bige Rentenkürzung, mit der die 
Renten aller, die früher die Ren- 
te beantragen, pro Jahr um ei- 
nige Prozent »abgeschmolzen« 
werden soll. 


Angesichts der Milliardenzah- 
lungen unserer Regierenden an 
und in alle Welt kann man dem 
obenstehenden Vorschlag des 
IG Bau-Vorstandes Rolf Stein- 
mann zu einem Gipfeltreffen mit 
Merkel und Müntefering auf ei- 
nem Dachfirst nur zustimmen. 
Vielleicht finden sie dann wie- 
der in die Lebenswirklichkeit 
normaler Menschen zurück! 


ZUR RENTENKÜRZUNGS-REFORM 


Unabhängige Nachrichten - Postfach 10 17 06: D-46017 Oberhausen 


UN 3/2006 : Seite 9 


IRAN: Die Weltherrscher rüsten zum Erstschlag 


Teherans geplante Ölbörse in Euro könnte der Auslöser sein 


Thema Nummer eins in der internationalen Politik ist in diesen Wochen der Konflikt mit dem Iran über 
dessen Atomprogramm und die Gefahr eines nächsten Angriffskrieges. Die Folgen für den Weltfrie- 
den, für die Ölmärkte und damit die Wirtschaft wären unabsehbar. Worum geht es? Welche Interessen 
verfolgen die beteiligten Mächte? Was könnte den Krieg auslösen? 


Zum Thema 
Atomsperrvertrag 


Der Vertrag über die Nichtver- 
breitung von Kernwaffen trat am 
5.3.1970 in Kraft. Beigetreten sind 
bisher 188 Staaten, darunter der 
Iran, wie auch die Bundesrepublik 
Deutschland. 


Nicht beigetreten sind die heuti- 
gen Atomwaffenmächte Indien und 
Pakistan und Israel, das als einzige 
Atomwaffenmacht im Nahen Osten 
nach unterschiedliichen Angaben 
200 bis 300 Atombomben bzw. 
Atomsprengköpfe besitzt. 


Der Vertrag hatte seiner Zeit den 
Zweck, das Monopol der dama- 
ligen Atomwaffenmächte zu ze- 
mentieren. Im Gegenzug wurde 
allen Staaten, die auf die Entwick- 
lung und den Besitz von Atomwaf- 
fen verzichteten, in Artikel IV des 
Vertrages das »unveräußerliche 
Recht« zugebilligt, die Kernenergie 
zu friedlichen Zwecken und »ohne 
Diskriminierung« zu nutzen. 


Die us-amerikanische Forderung 
an den Iran, auf die Anreicherung 
von Uran oder sogar auf die friedli- 
che Nutzung überhaupt zu verzich- 
ten, steht deswegen in krassem 
Widerspruch zum Vertrag. 


Nach Artikel X des Atomsperr- 
vertrages hätte der Iran sogar 
das Recht, den Vertrag mit einer 
dreimonatigen Frist zu kündigen, 
wie Nordkorea es 2003 gemacht 
hat. Aber selbst ein solcher Schritt 
würde keinen Krieg gegen den Iran 
rechtfertigen. 


Der Iran beharrt auf sein Recht 
der eigenen Urananreicherung. 
Diese Urananreicherung ist im 
Rahmen des Vertrages eindeutig 
erlaubt, und der Iran verfügt über 
ausreichende Uranvorkommen, 
die er nutzen will, um sich nicht 
vom Ausland abhängig zu machen. 
Deshalb lehnte Teheran auch den 
Kompromiß ab, das Uran in Ruß- 


land anreichern zu lassen, denn 
dann wäre der Iran von ausländi- 
scher Entscheidung über die Rück- 
lieferung abhängig. 


Das Problem ist, daß die Uranan- 
reicherung die notwendige Vorstufe 
sowohl zur zivilen als auch zur mili- 
tärischen Nutzung der Kernenergie 
ist. Beweise dafür, daß der Iran die 
Urananreicherung für Nuklearwaf- 
fen nutzt, gibt es bisher nicht. Die 
USA und Israel aber befürchten 
dies, und deshalb haben die USA, 
die sich durch eine iranische Kern- 
waffenentwicklung bedroht fühlen, 
in einer neuen Militärdoktrin ein 
ihr angeblich zustehendes Recht 
auf Selbstverteidigung durch einen 
Präventivkrieg verkündet. 


Daß dies gegen das geltende Völ- 
kerrecht und insbesondere gegen 
die maßgeblich von den USA ge- 
setzten Maßstäbe des Nürnberger 
Tribunals verstößt, ist angesichts 
der heutigen Weltherrschaftsan- 
sprüche kaum noch eine Fußnote 
wert. 


Eine Gefahr für Israel? 


Die israelischen Nachrichtendien- 
ste gehen davon aus, daß der 
Iran etwa 2008 bis 2010 eine erste 
Atombombe fertigstellen könnte. 
Doch selbst dann bestünde keine 
reale Gefahr für das hochgerüste- 
te Israel, das über Hunderte von 
Atombomben und Atomspreng- 
köpfe verfügt — und über hochmo- 
derne deutsche U-Boote, die zum 
Abschuß solcher Sprengköpfe ge- 
nutzt werden können. 


Das durchaus verständliche Inter- 
esse Israels besteht schlicht und 
einfach darin, das eigene Atomwaf- 
fenmonopol zu verteidigen, stärkste 
Militärmacht in der Region zu blei- 
ben und damit keine Kompromisse 
in der Palästina-Frage eingehen zu 
müssen. Daher die unmißverständ- 
lichen Drohungen israelischer Po- 
litiker, die iranischen Atomanlagen 


auszuschalten. Entsprechende Ma- 
növer (auch an einem Modell des 
iranischen Reaktors in Buschir) hat 
die israelische Luftwaffe in der Ne- 
gev-Wüste bereits veranstaltet. Für 
einen Angriff würden die von den 
USA gelieferten F-15 mit einem 
Radius von 2225 km und die F-16 
mit einem Radius von 2100 km ein- 
gesetzt — bewaffnet mit bunkerbre- 
chenden Bomben, von denen 2004 
bereits 500 Stück in den USA be- 
stellt wurden. 


Die Sorgen der USA 


Neben dem innenpolitischem Druck 
zur Unterstützung Israels, der von 
der »amerikanischen Ostküste« 
ausgeht, geht es den USA um das 
Öl und den Dollar. Der Iran ist der 
viertgrößte Ölproduzent der Welt 
und verfügt zusätzlich über gro- 
ße Gasreserven. Und der Iran hat 
— was schon für Saddam Hussein 
das Ende bedeutete — wie seiner- 
zeit der Irak angekündigt, noch in 
diesem Jahr mit der Planung der 
Errichtung einer eigenen Ölbörse 
in Teheran zu beginnen, an der 
das schwarze Gold auch in Euro 
gehandelt werden könne. Da dies 
eine tödliche Bedrohung für das 
US-Finanzsystem und den Status 
des Dollars als Öl- und Weltreser- 
vewährung bedeutet, ist das Risiko 
groß, daß die Weltherrschaftssüch- 
tigen den Nahen Osten - und nicht 
nur den — in Brand stecken wer- 
den. 


Es fehlt nur noch der »richtige« 
Anlaß wie der angebliche Angriff auf 
US-Kriegsschiffe im Golf von Tong- 
king, ein zerschmettertes Baby wie 
in Kuwait, ein mobiles Chemielabor 
wie im Irak oder ein getürkter Ter- 
roranschlag in den USA. 

Wehe uns, wenn sich die Bun- 
desregierung in einen solchen 
Krieg um fremde Interessen hin- 
einziehen ließe. 

Armin Feldberg 


HÖCHSTE KRIEGSGEFAHR! 
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Grünes Licht für den nächsten Angriffskrieg? 


Generalbundesanwalt: Kriegsteilnahme ist nicht strafbar 


Die Lage spitzt sich zu: 


Israel diskutiert über Militär- 
schlag gegen den Iran 


In der zweiten Märzwoche erklär- 
te US-Präsident George W. Bush 
in Washington, die iranischen 
Atompläne seien eine Bedrohung 
der nationalen Sicherheit der 
USA. 


Irans Präsident Mahmud Ahma- 
dinedschad entgegnete im irani- 
schen Fernsehen, sein Land wer- 
de sich nicht demütigen lassen. 
»Wenn jemand die Rechte der ira- 
nischen Nation verletzen will, wird 
er es bereuen.« 


In Israel wird angesichts die- 
ser Zuspitzung wieder offen über 
eine militärische Option diskutiert. 
Der frühere Armeechef Mosche 
Ja’alon erklärte, ein Militärschlag 
könnte das iranische Atompro- 
gramm immerhin um einige Jahre 
zurückwerfen. Ein Angriff sei je- 
doch nicht ganz einfach. Ein einzi- 
ger Militärschlag reiche nicht aus. 
Iran müßte auf verschiedenen 
Wegen angegriffen und nicht nur 
aus der Luft attackiert werden. 


»Wir müssen den 
Anfängen wehren« 


Schon bei der Münchner Sicher- 
heitskonferenz im Februar hatte 
der US-Verteidigungsminister klar- 
gestellt, eine Atombombe dürfe 
nicht in die Hände des Irans gera- 
ten, der »ein führender staatlicher 
Sponsor des Terrorismus« sei. 
Die Zustimmung der bundesre- 
publikanischen Kanzlerin Merkel 
laßt Schlimmstes befürchten: Sie 
zog eine Parallele zur politischen 
Situation in Deutschland der frü- 
hen 30er Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts. Dem aufkommenden 
Nationalsozialismus sei vielfach 
mit Beschwichtigungen begegnet 
worden. Auch damals seien die 
Parolen der Nazis als Rhetorik ab- 
getan worden. »Heute sehen wir, 
daß wir damals anders hätten 
reagieren können. Wir müssen 
den Anfängen wehren.« 


Ein Freibrief für 
Frau Merkel 


Grünes Licht für eine Beteiligung 
am us-israelischen Angriffskrieg 
gegen den Iran hatte der Gene- 
ralbundesanwalt der Bundesre- 
gierung schon im Januar 2006 
gegeben: 


Auf eine Strafanzeige aus der 
Friedensbewegung gegen den 
früheren Bundeskanzler Schröder 
und Außenminister Fischer wegen 
der jetzt immer offenkundiger wer- 
denden deutschen Beteiligung am 
Irak-Krieg gab er dem Anzeige- 
erstatter einen bemerkenswerten 
Bescheid. 


Nur die Vorbereitung 
eines Angriffskrieges 
sei strafbar, die 
Teilnahme aber nicht 


Hier ein Auszug aus dem Schrei- 

ben des Generalbundesanwalts 
beim Bundesgerichtshof vom 
26.1.2006: 


»Betrifft: Ihre Strafanzeige vom 
14.1.2006 gegen den früheren 
Bundeskanzler Schröder und 
andere wegen des Verdachts 
der Vorbereitung eines Angriffs- 
krieges (...) 


Die nunmehr über die Medien 
verbreiteten Informationen be- 
gründen — unabhängig von ihrem 
Wahrheitsgehalt — keinen An- 
fangsverdacht wegen eines Ver- 
brechens der Vorbereitung eines 
Angriffskrieges. Der Vorwurf geht 
dahin, der Bundesnachrichten- 
dienst habe den USA während 
des Irakkrieges mit Wissen der 
Bundesregierung Informationen 
für die Erfassung militärischer 
Ziele geliefert. Dieser Sachverhalt 
wird von dem Straftatbestand der 
Vorbereitung eines Angriffskrieges 
nicht erfaßt. 


§ 80 Abs. 1 StGB lautet: 


„Wer einen Angriffskrieg (Artikel 
26 Abs. 1 GG), an dem die Bun- 


»Wer den Holocaust 
leugnet, kann nicht 
erwarten, daß wir die 
geringste Toleranz 
haben. 


Wir haben aus unserer 
Geschichte gelernt.« 


Angela Merkel auf der Münchner Si- 
cherheitskonferenz am 04.02.06, an die 
iranische Delegation gewandt. 


desrepublik beteiligt sein soll, vor- 
bereitet und dadurch die Gefahr 
eines Krieges für die Bundesrepu- 
blik Deutschland herbeiführt, wird 
mit lebenslanger Freiheitsstrafe 
oder Freiheitsstrafe nicht unter 
zehn Jahren bestraft“. 


Nach dem eindeutigen Wortlaut 
der Vorschrift ist nur die Vorberei- 
tung an einem Angriffskrieg und 
nicht der Angriffskrieg selbst straf- 
bar, so daß auch die Beteiligung 
an einem von anderen vorbereite- 
ten Angriffskrieg nicht strafbar ist 
(Tröndle/Fischer StGB 53. Aufl., $ 
80 Rn 13). 


Ein Analogschluß dahingehend, 
daß dann, wenn schon die Vorbe- 
reitung eines Angriffskrieges straf- 
bar ist, dies erst recht für dessen 
Durchführung gelten müsse, ist im 
Strafrecht unzulässig (BVerfGE 
26, 41, 42,109, 121 ff.). 


Auch kann Art. 26 Abs. 1 GG, 
der über den Anwendungsbereich 
des $ 80 StGB hinausreicht, nicht 
zur Auslegung herangezogen wer- 
den. Denn Art. 103 Abs. 2 GG ver- 
bietet die Anwendung einer Straf- 
vorschrift über ihren eindeutigen 
Wortlaut hinaus. 


Folglich scheidet als möglicher 
Täter aus, wer sich erst bei oder 
nach Kriegsausbruch in das krie- 
gerische Unternehmen einschaltet 
(LK-Laufhütte StGB 11. Aufl. $ 80 
Rn 2).« 

Armin Feldberg 
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Aus einem der vielen 
Leserbriefe zur UN 2/2006: 


»Sehr geehrte UN-Mitarbeiter, 
großes Lob und herzlichen Dank 
für den Sonderdruck Nr. S206 
„Nicht nur Bäume brauchen Wur- 
zen“! 

Mit der Weitergabe des finnischen 
Aufrufes an alle Völker Europas 
dienen Sie dem europäischen Auf- 
trag des Reiches. 

Indem Sie die Völker Europas in ih- 
ren Sprachen aufrufen, beschwö- 
ren Sie die Idee der Solidarität. 
Unsere Fronvögte wären keines- 
falls bereit, die finnische Anmah- 
nung der deutschen europäischen 
Verantwortung zu beachten, denn 
sie sind selbst Teil des Komplotts 
zur Zerstörung der Völker. Also 
müssen die reichstreuen Deut- 
schen einspringen. Das haben Sie 
getan. 

Sie haben gewiß recht damit, daß 
dieses Blatt den Totengräbern 
nicht gefallen wird. Es ist des- 
halb so überzeugend und unan- 


fechtbar, weil der Aufruf nicht von 
„Rechtsradikalen“ kommt und weil 
sein Anliegen weit über unsere 
deutschen Belange hinausreicht. 
Ein Wiener Freund schickt den 
Text mit der Bitte um Stellungnah- 
me an alle österreichischen Par- 
teiobleute und Landeshauptleute. 
Ich möchte Ihren Sonderdruck 
auch verteilen, bitte lassen Sie mir 
150 Blatt zukommen, ich lege 25 
Teuro bei. Da ich Beamter und im 
Schuldienst bin, geben Sie bitte 
meine Anschrift nicht weiter. 

Mit volkstreuen Grüßen ...« 

gez. Unterschrift 


In diesem Sinne bitten wir alle 
unsere Leser, den UN-Sonder- 
druck Nr. S206 »Nicht nur Bäu- 
me brauchen Wurzeln« auch an 
Freunde und Bekannte im Aus- 
land weiterzugeben und eine 
größere Anzahl in den Urlaub 
mitzunehmen. 


Liebe Leser, ganz privat: 


Träumereien um verlorene 1.664,98 Euro ... 


Herr M. aus Mainz, Sympathisant des in Mannheim vor Gericht stehen- 
den Revisionisten Ernst Zündel, sandte diesem am 30.4.2005 einen Brief 
und am 31.7.2005 eine Postkarte in die Haftanstalt. 


Mit dem Briefinhalt, den Stempelaufdrucken auf dem Umschlag und 
der auf der Postkarte abgebildeten Karikatur erfüllte der Absender nach 
Beschluß des Amtsgerichts Mannheim vom 10.3.2006 ein Vergehen der 
Volksverhetzung nach $ 130 StGB und der Beleidigung nach $$ 185, 
194 StGB. 


Der Beschuldigte habe gewußt, daß die Postsendungen im Rahmen der 
Briefkontrolle durch den zuständigen Richter des Landgerichts Mann- 
heim gelesen würden. Damit sei der Tatbestand der »Verbreitung« erfüllt 
und ein Strafbefehl über 80 Tagessätze je 20,- € = 1.600,- € plus Verfah- 
renskosten fällig. 


Herr M. hat, wenn er sich jetzt wundert, die europaweiten Beschwö- 
rungen der Meinungs- und Pressefreiheit im Rahmen des »Mohammed- 
Karikaturenstreits« offenbar mißverstanden. Wir hätten ihm das voraus- 
sagen können. Und für die an die notleidende Staatskasse zu zahlenden 
1.664,98 € hätten wir unsere Verteiler mit rund 50.000 anwaltlich ge- 
prüften »UN-Bürgerinfos« erfreuen können. 


Fazit: Wenn Sie selbst Briefe oder Texte schreiben, fragen Sie zu den 
Risiken und Nebenwirkungen der freien Meinungsäußerung lieber 
Ihren Rechtsanwalt! 

Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Angela Merkel It. FAZ vom 21.11.2004 


UN-Bestell-Telefon 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Januar 2005: 
Januar 2006: 


38,33 Millionen ” 
38,19 Millionen ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Dezember 2005: 4.604.339 ” 


Februar 2006: 5.047.668 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Dezember 2005: 1.480.670 ” 


(aktuellere Daten wurden noch nicht veröffentlicht) 


Arbeitssuchende: 
Dezember 2005: 
Februar 2006: 


Offene Stellen: 
Dezember 2005: 
Februar 2006: 


Staatsverschuldung: 
1.491.825.423.389 Euro ° 


6.040.196 ” 
6.112.853 ” 


394.346 ” 
463.629 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro °) 


Schulden pro Kopf: 
16.2.2006: 


20.3.2006: 


18.009 ? 
18.083 ® 


® Bundesagentur für Arbeit, 20.3.2006 
2) Statistisches Bundesamt, 28.2.2006 
3) www.steuerzahler.de, 20.3.2006 
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Vier von fünf Deutschen haben 
das Vertrauen in die Politik ver- 
loren. 


Nach einer jüngsten Untersu- 
chung desBerlinerForsa-Instituts, 
über die die »Welt am Sonntag« 
am 12.3.2006 berichtet, trauen 
fast 80 Prozent der Bundesbür- 
ger dem Führungspersonal der 
Politik nicht mehr über den Weg. 
Ihre Hoffnung, daß Parteien und 
Regierung zum Wohl der Gesell- 
schaft handeln, ist erloschen. 


79 Prozent der Bürger bezeich- 
neten sich in der Befragung als 
unzufrieden mit den Leistungen 
der Politik. 43 Prozent nannten 
ihr Mißtrauen »groß«, 36 Prozent 
sogar »sehr groß«. 


Als Hauptgründe nennen die 
Enttäuschten eine sozial unge- 
rechte Politik und den Eindruck, 
daß Politiker unfähig und korrupt 
seien und ihre Versprechen nicht 
hielten. 


Nur 16 Prozent haben das Ge- 
fühl, daß Parteien die Interessen 
ihrer Wähler angemessen vertre- 
ten. 


Das Volk hat kein Vertrauen mehr 


38 Prozent stellen sogar das 
unter Oberhoheit der Alliier- 
ten geschaffene Grundgesetz 
in Frage: 


Auf die Frage nach der »Zu- 
friedenheit mit dem politischen 
System an sich, so wie es in 
der Verfassung festgelegt ist« 
äußerten sich 62 Prozent als 
»zufrieden« und 38 Prozent als 
»unzufrieden«. 


Die »WamsS« fragt zu Recht: 


»Wie soll ein Gemeinwesen 
funktionieren, wenn das Volk 
seinen Repräsentanten nicht 
mehr traut? Wie kann gute 
Politik entstehen, wenn Politiker 
sich nicht mehr als Sachwalter 
der Wählerinteressen verstehen 
können? Was ist ein Wahlsystem 
wert, in dem die Bürger das 
Gefühl bekommen, eigentlich 
keine Wahl zu haben?« 


Glauben SIE, liebe Leser, 
daß den auf Seite 1 zitierten 
Worten eines Ministerpräsi- 
denten Taten folgen werden? 
Wir glauben das nicht! 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Ex. der UN zuzusenden. Ich gehe damit 
kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die UN werden 
ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 € je Ex. einschließlich Porto, 


ab 10 Stück 1.- € je Ex.). 


ü Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 


1,45 € Rückporto-Marken liegen bei. 


ü Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von € 
-in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/ Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


lege ich per Verrechnungsscheck 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
o monatlich 
o halbjährlich 
o einmalig ab: 


o vierteljährlich 
o jährlich 


Betrag: 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


